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Beratungsfolge Datum Behandlung 
   

 Anfragen 01.03.2023 öffentlich 
   

 

 

Anfrage nach § 9 Abs. 2 GeschO 

 

 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister, 

 

uns ist zur Kenntnis gelangt, dass die Ausländerbehörde Erfurt Ende März 2023 Menschen aus 

dem Iran zur Ausreise aufgefordert hat und, bei nicht freiwilliger Ausreise, eine Abschiebung 

angedroht wurde. Dieses Vorgehen steht im Widerspruch zum Abschiebestopp in den Iran, der auf 

der 218. Innenministerkonferenz in München beschlossen wurde und der bis zum 30. Juni 2023 

verlängert wurde. 

 

Ich erlaube mir daher die folgenden Fragen: 

 

1. Warum droht die Ausländerbehörde Erfurt, trotz bestehendem Abschiebestopp, Menschen 

aus dem Iran Abschiebungen an? 

2. Welche Maßnahmen ergreifen Sie, damit sich so ein Vorgehen nicht wiederholt? 

3. Wie viele Aufforderungen zur Ausreise, resp. Androhungen zur Abschiebung, sind seit der 

218. Innenministerkonferenz Anfang Dezember 2022 Iranischen Staatsbürgern durch die 

Ausländerbehörde Erfurt zugestellt worden? 

 

Anlagenverzeichnis 

 

 

31.03.2023, gez. i. A. xxxxxx 
Datum, Unterschrift 

 

  

 

Fraktion Mehrwertstadt Erfurt, Frau Rötsch 
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